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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Richter Dr. Lang, 
Dr. Schmidt-Kessel, Dr. Zopfs und Dr. Ritter auf die mündli­
che Verhandlung vom 27. Mai 1987

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 4. Zivilsenats des Hanseatischen 
Oberlandesgerichts in Bremen vom 21. Februar 
1986 im Kostenpunkt und insoweit teilweise 
aufgehoben, wie über die zwei Feststellungs­
anträge entschieden worden ist.

Unter Zurückweisung der Berufung der Beklagten 
im übrigen und unter Abweisung der weitergehen­
den Klage wird in teilweiser Abänderung des Ur­
teils der 5. Zivilkammer des Landgerichts Bre­
men vom 12. Juni 1985 festgestellt, daß die 
Beklagte unter Vorbehalt ihrer Rechte aus § 1 
Abs. 5 und § 7 der dem Versicherungsvertrag 
Nr. 9692-442-14 und 15 zugrundeliegenden Be­
dingungen für die Berufsunfähigkeits-Zusatz- 
versicherung verpflichtet ist,
dem Kläger vom 1. März 1986 bis längstens 1. De­
zember 1992 Beitragsfreiheit hinsichtlich der 
Lebensversicherung aus dem genannten Versiche­
rungsvertrag zu gewähren und ihm für den glei­
chen Zeitraum den auf ihn entfallenden Anteil an 
den von der Beklagten erzielten Überschüssen zu 
zahlen.

WIV
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Im übrigen wird die Revisin mit der Maßgabe 
zurückgewiesen, daß die Beklagte nur zur Zah­
lung der Rente ab 1. Juni 1987 bis längstens 
1. Dezember 1992 verurteilt bleibt.

Von den Kosten des Rechtsstreits tragen 
die Beklagte 24/25 und der Kläger 1/25.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Kläger unterhält bei der Beklagten eine Lebensver­
sicherung mit Berufsunfähigkeitszusatzversicherung. Die Be­
klagte hat in der ersten Instanz dieses Rechtsstreits aner­
kannt, daß der Versicherungsfall eingetreten ist und sie zur 
Leistung unter Vorbehalt ihrer Rechte aus § 1 Abs. 5 und § 7 
ihrer Bedingungen zur Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung 
verpflichtet sei. Die genannten Bestimmungen lauten:

§ 1
5. Beitragsfreiheit und Rente werden nicht 
mehr gewährt, wenn die Berufsunfähigkeit weg­
fällt, der Versicherte stirbt oder die Versi­
cherungsdauer der Berufsunfähigkeits-Zusatz- 
versicherung abläuft.

§ 7
1. Die Gesellschaft ist berechtigt, den Grad 
der Berufsunfähigkeit nachzuprüfen. Zu diesem
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Zweck kann sie auf ihre Kosten jederzeit sach­
dienliche Auskünfte und - jedoch nur einmal im 
Jahr - eine Untersuchung des Versicherten durch 
einen von ihr beauftragten Arzt verlangen.
Die Bestimmungen des § 4 finden entsprechen­
de Anwendung.

2. Hat sich der Grad der Berufsunfähigkeit 
gemindert, so kann die Gesellschaft die Lei­
stung neu festsetzen. Macht die Gesellschaft 
eine Herabsetzung oder den Wegfall der Lei­
stungen geltend, so ist sie verpflichtet, dies 
dem Anspruchsberechtigten unter Hinweis auf 
seine Rechte aus § 6 mitzuteilen. Die Herab­
setzung oder der Wegfall der Leistungen wird 
nicht vor Ablauf eines Monats nach Absendung 
der Mitteilung wirksam.

Nach teilweisen Erledigterklärungen aufgrund von Zah­
lungen der Beklagten streiten die Parteien weiterhin vor al­
lem darum, ob der Kläger über das Anerkenntnis der Beklagten 
hinaus die begehrte vorbehaltslose Verurteilung der Beklag­
ten zu künftigen Zahlungen und gemäß seinen beiden Feststel­
lungsanträgen (zu Beitragsfreiheit und Überschußbeteiligung) 
verlangen kann. Landgericht und Oberlandesgericht haben sei­
nem Verlangen uneingeschränkt stattgegeben. Hilfsweise hat 
der Kläger in der Berufungsinstanz den Erlaß eines Aner­
kenntnisurteils beantragt. Mit ihrer Revision verfolgt die 
Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter, hilfsweise ihre 
Verurteilung nur unter dem erklärten Vorbehalt.
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Entscheidunqsgründe

Das Rechtsmittel hat nur geringfügig Erfolg.

1. In erster Linie rügt die Revision, das Berufungsge­
richt sei zu Unrecht von der Zulässigkeit einer Verurteilung 
der Beklagten zu künftigen Leistungen gemäß § 258 ZPO ausge­
gangen. Eine derartige Verurteilung komme nicht in Betracht, 
da der Anspruch auf künftige Leistungen im Zeitpunkt des Ur­
teils in seiner Gesamtheit schon hätte feststehen müssen, so 
daß die einzelne Leistung in ihrer Entstehung lediglich noch 
vom Zeitablauf abhängig wäre. Der Anspruch des Klägers sei 
dagegen noch von weiteren Bedingungen abhängig, die keines­
wegs gewiß seien, wie § 7 der Versicherungsbedingungen aus- 
weise .

Die Verurteilung des Schuldners zu künftigen Rentenzah­
lungen hat allerdings zur Voraussetzung, daß der Anspruch 
auf Leistung in seiner Gesamtheit bereits entstanden ist und 
die Fälligkeit der einzelnen Leistungen nur noch vom Zeitab­
lauf abhängt. Das ist hier indes der Fall.

a) Mit ihrer Argumentation verkennt die Beklagte den 
- insoweit mit den Musterbedingungen für die Berufsunfähig- 
keits-Zusatzversicherung von 1975 (VerBAV 1975, 1) und den 
neuesten Musterbedingungen für die Berufsunfähigkeitsversi­
cherung (VerBAV 1986, 474) übereinstimmenden - Regelungsge­
halt ihrer Versicherungsbedingungen. Gemäß deren § 5 erklärt 
die Beklagte nach Prüfung der ihr eingereichten und von ihr 
beigezogenen Unterlagen gegenüber dem Ansprucherhebenden, 
ob, in welchem Umfang und von welchem Zeitpunkt ab sie eine
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Leistung anerkennt. Aufgrund eines derartigen Leistungsaner­
kenntnisses kann der Versicherte die ihm zugesagte Leistung 
so lange beanspruchen, bis die Beklagte ihre Leistungs­
pflicht durch ein Vorgehen gemäß § 7 ihrer Versicherungsbe­
dingungen wieder beseitigt oder eingeschränkt hat. Nach die­
ser Klausel endet die Leistungspflicht der Beklagten weder 
durch Zeitablauf noch dadurch, daß ein ärztlicher Untersu­
chungsbericht erstellt wird, der dem Versicherten Berufsun­
fähigkeit nicht mehr im bislang anerkannten Umfang atte­
stiert. Vielmehr ist erforderlich, daß die Beklagte in 
rechtsgestaltender Weise gemäß ihren Versicherungsbedingun­
gen geltend macht, es hätten sich zwischenzeitlich die Ge­
sundheitsverhältnisse des Versicherten geändert, die für ihr 
Leistungsanerkenntnis maßgebend waren, und die Leistung neu 
festsetzt (§ 7 Abs. 2 aaO).

Auch der Hinweis der Revision darauf, daß der Versiche­
rungsnehmer, der die vertragliche Obliegenheit nicht erfül­
le, sich den jährlich vorgesehenen ärztlichen Untersuchungen 
zu unterziehen, die für diesen Fall vorgesehene Leistungs­
freiheit des Versicherers gegen sich gelten lassen müsse, 
ist nicht geeignet, die Zulässigkeit der Verurteilung der 
Beklagten zu künftigen Rentenleistungen infragezustellen.

Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 der Versicherungsbedingungen 
der Beklagten findet § 4 im Nachprüfungsverfahren entspre­
chende Anwendung. Gemäß § 4 Abs. 3 aaO hat die Beklagte un­
ter anderem das Recht, ... "ärztliche Nachuntersuchungen 
durch von ihr beauftragte Ärzte auf ihre Kosten zu verlan­
gen" . Gemäß § 8 aaO hat die Verletzung einer "Obliegenheit
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(vgl. §§ 4 und 7) . .., die nach dem Eintritt des Versiche­
rungsfalles der Gesellschaft gegenüber zu erfüllen ist" 
Leistungsfreiheit der Beklagten zur Folge bis zum Ende des 
Monats, in dem der Anspruchserhebende die Obliegenheit er­
füllt, es sei denn, daß die Obliegenheitsverletzung weder 
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht (bzw. 
im zweiten Fall nicht von Einfluß auf die Feststellung oder 
den Umfang der der Beklagten weiterhin obliegenden Leistung 
gewesen ist).

Diese nur mögliche - unter Umständen auch nur zeitwei­
lige - Herbeiführung späterer Leistungsfreiheit der Beklag­
ten macht ebensowenig wie etwa die Möglichkeit, daß ein vor­
zeitiger Tod des berufsunfähigen Versicherungsnehmers die 
Leistungspflicht der Beklagten entfallen läßt, die Verur­
teilung zu künftigen Leistungen unzulässig.

Das in erster Instanz von der Beklagten abgegebene An­
erkenntnis stellt ein Anerkenntnis im Sinne des § 5 ihrer 
Versicherungsbedingungen dar. Daß es den Vorbehalt ihrer 
Rechte gemäß § 7 der Versicherungsbedingungen mitenthält, 
beeinträchtigt seine Wirksamkeit im versicherungsrechtlichen 
Sinne nicht: Es handelt sich bei diesem Vorbehalt um nichts 
anderes als um den zutreffenden Hinweis auf die bei Abschluß 
des Versicherungsvertrages getroffenen Vereinbarungen über 
das Prüfungs-und Abänderungsrecht der Beklagten nach einmal 
anerkannter Leistungspflicht. An diese vertraglichen Verein­
barungen ist der Versicherungsnehmer ohnehin gebunden. Der 
Hinweis bedeutet demnach keine Einschränkung des Leistungs­
anerkenntnisses, das die Beklagte dem Kläger bei Eintritt 
des Versicherungsfalles schuldet. Auch ohne diesen Hinweis
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hätte sich die Beklagte des vertraglich vorbehaltenen Prü­
flings- und Abänderungsrechts bezüglich des Fortbestandes 
ihrer anerkannten Leistungspflicht nicht begeben.

b) Eine solche erst künftig und nur bei Eintritt be- 
stimmer Voraussetzungen dem Schuldner eröffnete Einwirkungs­
möglichkeit auf den Fortbestand seiner Leistungspflicht für 
die Zukunft, deren Ausübung dementsprechend bei der Ent­
scheidung über den zur Entstehung gelangten Anspruch auf 
künftige (wiederkehrende) Leistungen noch offen ist, steht 
einer Verurteilung des Schuldners zu künftiger Leistung 
nicht entgegen. Da die Einwirkungsmöglichkeit für die Zeit 
nach Leistungsanerkenntnis - hier nach Verurteilung zu 
künftiger Leistung - vertraglich Vorbehalten ist, wird die 
Beklagte weder durch die Rechtskraft eines derartigen Ur­
teils noch durch die zeitliche Schranke des § 767 Abs. 2 ZPO 
gehindert, eine nach Urteilserlaß gemäß den Versicherungsbe­
dingungen vorgenommene Abänderung im Wege einer Vollstrek- 
kungsabwehrklage vorzubringen (vgl. dazu die näheren Ausfüh­
rungen unter 3.).

Eine Klageabweisung hinsichtlich des Leistungsantrages 
kommt demnach bei der gegebenen Sachlage, nämlich nach un­
streitigem Eintritt des Versicherungsfalles, nicht in Be­
tracht .

2. Kann ein Vorbehalt im Leistungsausspruch, wie ihn 
die Beklagte begehrt, weder ihre nach dem Versicherungsver­
trag gegebene Position verbessern noch diejenige des Versi­
cherten verschlechtern, so mag eine Verurteilung unter Vor­
behalt auf den ersten Blick bedenkenfrei erscheinen. Auch
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eine derartige Verurteilung könnte nichts daran ändern, daß 
der Versicherungsnehmer gegen seinen Versicherer einen Lei­
stungstitel erstritten hat, der nicht schon mit einer (sach­
lich begründeten) Ablehnung künftiger Leistungen im Nachprü­
fungsverfahren gemäß § 7 der Versicherungsbedingungen wir­
kungslos und gegenstandslos wird. Seine Vollstreckbarkeit 
kann nur auf dem von der Zivilprozeßordnung für den Fall 
nachträglich entstandener Einwendungen gegen den Fortbestand 
des titulierten Anspruches vorgesehenen Weg beseitigt wer­
den. Indes ist die Aufnahme des begehrten Vorbehalts in ei­
ne Verurteilung zu künftiger (wiederkehrender) Leistung ge­
eignet, Unklarheiten bei der Durchführung der Zwangsvoll­
streckung aufkommen zu lassen und Streitfragen an den Ge­
richtsvollzieher heranzutragen, zu deren Klärung dieser 
nicht berufen ist.

Anders als in den vom Senat bereits entschiedenen Fäl­
len - vgl. Senatsurteile vom 15. Januar 1986 - IVa ZR 
137/84 - VersR 1986, 277 und vom 21. Mai 1986 - IVa ZR 
220/84 - VersR 1986, 801 - macht hier der Streit der Partei­
en deutlich, daß sehr unterschiedliche Ansichten von Versi­
cherer und Versicherungsnehmer über die Reichweite eines 
Vorbehalts der genannten Art in einer Verurteilung zu künf­
tigen Leistungen bestehen können, die gerade dann Bedeutung 
erlangen, wenn es zur Einleitung eines Vollstreckungsverfah­
rens kommt; sie sind auch geeignet, dessen Durchführung zu 
beeinträchtigen. Um dem vorzubeugen, erachtet es der Senat 
- in Abkehr von der in den zwei zitierten Entscheidungen zum 
Ausdruck kommenden Ansicht - für notwendig, die Verurteilung 
eines Berufsunfähigkeitsversicherers zu Zahlungen von einem
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Hinweis auf sein vertraglich vorbehaltenes Abänderungsrecht 
freizuhalten.

3. Die Revision vertritt die Ansicht, die Beklagte dür­
fe nicht, wie im Urteil des Landgerichts geschehen, darauf 
verwiesen werden, gegen eine vorbehaltslose Verurteilung 
nach § 323 ZPO vorzugehen: Eine Abänderungsklage sei grund­
sätzlich nur möglich, wenn eine wesentliche Veränderung der 
Verhältnisse eingetreten sei. Die Rechtsprechung wende inso­
weit die 10%-Grenze an, was sich nicht mit der Änderungsre­
gelung ihrer Versicherungsbedingungen in Einklang bringen 
lasse. Auch sei sie nach ihren Versicherungsbedingungen 
nicht beweisbelastet, soweit es darum gehe, ob eine Berufs­
unfähigkeit des Versicherungsnehmers fortbestehe. Deshalb 
dürfe sie weder auf den Weg des § 323 ZPO noch den des § 767 
ZPO verwiesen werden, denn in diesen Verfahren würde eine 
non-liquet-Situation nicht, wie vertraglich vorgesehen, zu 
Lasten des Versicherten gehen und demnach vertragswidrig sie 
benachteiligen.

a) Entgegen der Ansicht der Revision hat die Beklagte 
nach der in § 7 ihrer Versicherungsbedingungen getroffenen 
Regelung zu beweisen, daß sich die anerkannte Berufsunfähig­
keit des Versicherungsnehmers in einem nach den Versiche­
rungsbedingungen leistungsrelevanten Umfang gemindert hat. 
Mit § 7 hat die Beklagte dem Versicherungsnehmer nicht auf­
gegeben, zu jedem von ihr gewünschten NachuntersuchungsZeit­
punkt seine Berufsunfähigkeit erneut nachzuweisen. Vielmehr 
hat sie die Änderungen nachzuweisen, die nach ihrem Lei­
stungsanerkenntnis gemäß § 5 der Versicherungsbedingungen
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bzw. nach ihrer Verurteilung zu künftigen Leistungen einge­
treten sind und aus denen sie Leistungsfreiheit für die Zu­
kunft herleiten will.

b) Keiner Erörterung bedarf es, inwieweit ein Vorgehen 
gemäß § 323 ZPO für die Beklagte nicht hinnehmbare Erschwer­
nisse oder Einschränkungen ihrer vertraglich ausbedungenen 
rechtlichen Position mit sich bringen könnte.Der Beklagten 
steht erforderlichenfalls gegen ihre Verurteilung zu künfti­
gen Rentenzahlungen der Weg der Vollstreckungsabwehrklage 
gemäß § 767 ZPO offen.

In einem dem hier zu beurteilenden Sachverhalt in den 
wesentlichen Kriterien vergleichbaren Fall hat der VIII. Zi­
vilsenat des Bundesgerichtshofes mit Urteil vom 25. Februar 
1985 - BGHZ 94, 29 - entschieden, daß die materielle Rechts­
kraft eines auf künftige Räumung erkennenden Urteils den 
Räumungsschuldner, dem im Mietvertrag eine Verlängerungsop­
tion eingeräumt war, nicht daran hindert, durch Vollstrek- 
kungsabwehrklage die Gestaltungsfolgen des nachträglich aus­
geübten Optionsrechts geltend zu machen: ... "Rechtskräftig 
geworden ist hier ... lediglich die im Urteil des Vorprozes­
ses ausgesprochene Rechtsfolge, daß der Beklagten im Zeit­
punkt der letzten mündlichen Verhandlung der damals geltend 
gemachte, auf den künftigen Ablauf der vertraglich verein­
barten Mietzeit gestützte Räumungsanspruch zustand. Das Op­
tionsrecht des Klägers ist demnach durch das Urteil des Vor­
prozesses nicht rechtskräftig verneint worden."

Nicht anders liegt es hier. Streitgegenstand ist al­
lein, welche künftigen Rentenleistungen der Kläger beanspru-
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chen kann, solange ein Prüfungs- und Abänderungsrecht der 
Beklagten gemäß § 7 ihrer Versicherungsbedingungen nicht in 
Betracht kommt.

c) Der Beklagten ist es auch nicht durch § 767 Abs. 2 
ZPO verwehrt, gegebenenfalls eines Tages im Wege einer Voll­
streckungsabwehrklage geltend zu machen, sie habe zwischen­
zeitlich im Einklang mit ihren Versicherungsbedingungen die 
Leistungen an den Kläger eingeschränkt oder eingestellt.
Denn zulässig sind Einwendungen, soweit die Gründe, auf de­
nen sie beruhen, sich erst nach dem Schluß der mündlichen 
Verhandlung ergeben haben, in der Einwendungen nach den Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung spätestens hätten geltend 
gemacht werden müssen.

d) Die Vollstreckungsabwehrklage vermag den Belangen 
des zu künftigen Rentenleistungen verurteilten Versicherers 
ausreichend Rechnung zu tragen. Daß er (gegebenenfalls) den 
Weg der Vollstreckungsabwehrklage beschreiten muß, um seine 
spätere LeistungsVerweigerung durchzusetzen, und nicht nur 
abwarten kann, ob der Versicherungsnehmer die Leistungsab­
lehnung hinnimmt und von einer Klage absieht, ist allein 
Folge davon, daß es der Versicherer anstelle eines Lei­
stungsanerkenntnisses gemäß § 5 seiner Versicherungsbedin­
gungen außerhalb eines Prozesses zu seiner Verurteilung hat 
kommen lassen und so seinem Vertragspartner zu einem Lei­
stungstitel verholfen hat.

4. Die vorstehenden Ausführungen ergeben, daß die Ver­
urteilung der Beklagten zu künftigen Leistungen unverändert 
Bestand hat.
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Sie zeigen andererseits, daß die Beklagte mit ihrem zu 
den beiden Feststellungsanträgen abgegebenen Anerkenntnis 
"unter Vorbehalt ihrer Rechte aus § 1 Abs. 5 und § 7 der 
Bedingungen für die Berufsunfähigkeits-Zusatzversicherung" 
ihrer vertraglichen Verpflichtung voll genügt hat.

Für das über das Anerkenntnis der Beklagten hinausge­
hende Feststellungsbegehren des Klägers fehlt es schon am 
erforderlichen Rechtsschutzbedürfnis. Das Anerkenntnis der 
Beklagten gesteht ihm zu, was er vertraglich beanspruchen 
kann. Das ist zwar an sich auch für den Leistungsantrag der 
Fall. Indes müßte der Kläger, wie dargelegt, bei einer Ver­
urteilung zu künftiger Leistung unter dem genannten Vorbe­
halt Vollstreckungsschwierigkeiten befürchten, die die Er­
füllung seiner vertraglich begründeten Ansprüche gefährden 
könnten. Diese Situation kann bei einem Feststellungsurteil 
nicht eintreten. Mit dem Vorbehalt wird von vornherein jedem 
Streit darüber wirksam begegnet, inwieweit die Feststellung 
in diesem Verfahren die Leistungspflichten festschreibt.

Hinsichtlich des Feststellungsbegehrens ist die Beklag­
te demgemäß nach ihrem Anerkenntnis zu verurteilen.



5. In der Verurteilung der Beklagten zu Rentenzahlungen 
ist dem Umstand Rechnung getragen, daß die Partei im Laufe 
des Prozesses Teilerledigungen erklärt haben, die den Zeit­
raum bis zum 31. Mai 1987 umfassen.

Dr. Zopfs Dr. Ritter

Dr. Hoegen Dr. Lang Dr. Schmidt-Kessel
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